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§ 7 Das Rechtsstaatsprinzip (Fälle 10 – 16)

I. Normativer Ausgangspunkt

II. Wesensmerkmale des Rechtsstaatsprinzips

( Begriff Rechtsstaat: ein Sammelbegriff für verschiedene Gewährleistungen

1. Gesetzesbindung der Verwaltung (Fälle 10-12)

a) Normativer Anknüpfungspunkt, Art. 20 Abs. 3 GG

b) Vorrang des Gesetzes

(    Fall 10: er hat den Anspruch zu gewähren

(    Vorrang des Gesetzes bedeutet, dass der in Form eines Gesetzes zustande 

        gekommene Staatswille – mit Ausnahme der Verfassungsnorm – rechtlich  

        jeder anderen staatlichen Willensbildung vorgeht

(    er ist bedeutsam für das Verhältnis von Gesetz und Rechtsordnung und von  

        Gesetz und verwaltungsmäßigem Einzelakt

(    allerdings müssen die Verwaltungsbehörden nicht nur die Gesetze und die 

        Verordnungen anwenden, sondern bei ihrer Entscheidungstätigkeit auch die 

        Prinzipien der Verfassung als höchster Rechtsnorm beachten

2. Vorbehalt des Gesetzes

(  darunter ist zu verstehen, dass Eingriffe in Freiheit und Eigentum der Bürger nur auf Grund 

       einer gesetzlichen Ermächtigung zulässig sind

       ( S. 45

(   Fall 11: Verwaltung darf nur etwas tun, wenn es dafür eine Gesetzesgrundlage gibt.

· Fall 12

( wichtig!!! Die Mitschriften sind an dieser Stelle unvollständig. Bitte schickt uns das fehlende Material!

3. Gewaltenteilung
        Art. 20 Abs. 3, 20 Abs. 2 Satz 2 GG sowie ausgestaltet in den Art. 70 ff., 83 ff. und 92 ff. GG  

        (Fall 13)


        4. Das Prinzip der Rechtssicherheit (Fälle 14-15)

a) Klarheit und Bestimmtheit der Norm



   
aa) Allgemeines Gebot der Normenbestimmtheit




bb) Bestimmtheitsgebot im materiellen Strafrecht

b) Rechtssicherheit – Rückwirkungsverbot und Vertrauensschutz (Fall 16)




aa) Problembeschreibung




bb) Verbot rückwirkender Strafgesetze: Art. 103 Abs. 2 GG




cc) Allgemeines rechtsstaatliches Rückwirkungsverbot





(1) Echte Rückwirkung





(2) Unechte Rückwirkung

4. Individualrechtsschutz

a) Verletzung subjektiver Rechte durch die öffentliche Gewalt, Art. 19 Abs. 4

b) Gerichtliche Durchsetzung privatrechtlicher Ansprüche
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